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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

 

Az: B 14 AS 371/13 B 
 
L 6 AS 759/12 (LSG Niedersachsen-Bremen) 
S 19 AS 5307/10 (SG Braunschweig) 
 
 
…………………, 
 
 
 Klägerin, Antragstellerin und 

Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigte: ………………………………….  
 
 
 

g e g e n 
 
Jobcenter Gifhorn, 
Ribbesbütteler Weg 2, 38518 Gifhorn, 
 
 Beklagter und Beschwerdegegner, 
 
Prozessbevollmächtigte: ……………………………………… . 
 

 

 

Der 14. Senat des Bundessozialgerichts hat am 26. Juni 2014 durch 

den Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  V o e l z k e   sowie den Richter   Prof. Dr.  B e c k e r    

und die Richterin   H a n n a p p e l   

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Beschluss des Landes-

sozialgerichts Niedersachsen-Bremen vom 2. September 2013 wird als unzulässig verworfen. 

 

Der Antrag der Klägerin, ihr für das Verfahren der Nichtzulassungsbeschwerde vor dem Bun-

dessozialgericht Prozesskostenhilfe zu bewilligen und ihr Rechtsanwalt K           beizuordnen, 

wird abgelehnt. 

 

Kosten sind nicht zu erstatten.  
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G r ü n d e : 

 

Die Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision in der angefochtenen Entscheidung des 

Landessozialgerichts (LSG) ist als unzulässig zu verwerfen (§ 160a Abs 4 Satz 1 iVm § 169 

Sozialgerichtsgesetz <SGG>). Die Klägerin hat zur Begründung ihrer Beschwerde keinen der in 

§ 160 Abs 2 SGG abschließend aufgeführten Zulassungsgründe (grundsätzliche Bedeutung, 

Abweichung oder Verfahrensmangel) gemäß § 160a Abs 2 Satz 3 SGG schlüssig dargelegt 

oder bezeichnet. 

 

Die Klägerin stützt ihre Beschwerde als erstes auf den Zulassungsgrund des Verfahrensman-

gels nach § 160 Abs 2 Nr 3 SGG und führt aus, das LSG habe nicht durch Beschluss nach 

§ 153 Abs 4 SGG ohne Durchführung einer mündlichen Verhandlung entscheiden dürfen.   

 

Nach § 153 Abs 4 SGG kann das LSG, außer in den Fällen des § 105 Abs 2 Satz 1 SGG, die 

Berufung durch Beschluss zurückweisen, wenn es sie einstimmig für unbegründet und eine 

mündliche Verhandlung nicht für erforderlich hält. Voraussetzung für dieses Vorgehen ist neben 

den formellen Erfordernissen wie Einstimmigkeit und der Ausübung des dem LSG eingeräumten 

Ermessens, dass die Tatbestandsvoraussetzung "mündliche Verhandlung nicht erforderlich" 

erfüllt ist. Denn wenn eine mündliche Verhandlung erforderlich ist, gibt es keine Grundlage zur 

Ausübung von Ermessen durch das LSG (vgl zu einer solchen Fallgestaltung BSG vom 

18.11.2008 - B 2 U 44/08 B). Dass diese Voraussetzungen vorliegend nicht erfüllt waren, ist der 

Beschwerdebegründung nicht zu entnehmen, vielmehr wird nur auf die Verhandlung und Ent-

scheidung des Sozialgerichts verwiesen und ausgeführt, warum die Klägerin nach Kroatien ge-

reist sei.  

 

Des Weiteren rügt die Klägerin die grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache nach § 160 

Abs 2 Nr 1 SGG. Die Darlegung der grundsätzlichen Bedeutung der Rechtssache erfordert die 

Formulierung einer bestimmten abstrakten Rechtsfrage, der in dem Rechtsstreit eine grundsätz-

liche, über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung beigemessen wird (BSGE 40, 158 = SozR 

1500 § 160a Nr 11; BSG SozR 1500 § 160a Nr 60). Die abstrakte Rechtsfrage ist klar zu for-

mulieren, um an ihr die weiteren Voraussetzungen für die begehrte Revisionszulassung nach 

§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG prüfen zu können (Krasney/Udsching, Handbuch des sozialgerichtlichen 

Verfahrens, 6. Aufl 2011, IX, RdNr 181), zudem ist die Klärungsbedürftigkeit der Rechtsfrage 

sowie deren Klärungsfähigkeit und Entscheidungserheblichkeit im konkreten Rechtsstreit dar-

zutun (vgl Krasney/Udsching, aaO, IX, RdNr 63 ff). 

 

Diesen Anforderungen wird die Beschwerdebegründung nicht gerecht. Die Klägerin hat die Fra-

gen formuliert  
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 1. "ob Passbeschaffungskosten … nach den Vorschriften des SGB II oder des SGB XII 

von den jeweils zuständigen Leistungsträgern zu übernehmen sind"  

und 

 2. "ob bereits durch die gesetzlich normierte Passpflicht für Ausländer und das Nichtvor-

handensein eines Nationalpasses bei bestehender Bedürftigkeit eine bedarfsauslösende 

Situation im Sinne des § 73 SGB X besteht."  

 

Bei der ersten Frage ist nicht ersichtlich, auf die Auslegung welcher Norm sie abzielt, sie ist 

vielmehr völlig allgemein formuliert und zielt auf die Rechtsanwendung im vorliegenden Einzelfall 

ab. 

 

Auch die zweite Frage ist allgemein formuliert und geht von bestimmten nicht näher dargelegten 

Voraussetzungen aus, ohne dass in der Beschwerdebegründung deutlich wird, inwieweit diese 

erfüllt sind und wieso die Frage im vorliegenden Verfahren entscheidungserheblich ist. Denn in 

der Beschwerdebegründung (Seite 6) wird ausgeführt, das LSG habe einen Anspruch der Klä-

gerin nach § 73 SGB XII grundsätzlich bejaht, aber das Vorliegen einer bedarfsauslösenden 

Situation im Einzelfall verneint.  

 

Prozesskostenhilfe (PKH) gemäß § 73a SGG iVm § 114 Zivilprozessordnung (ZPO) ist der Klä-

gerin nicht zu bewilligen, weil die beabsichtigte Rechtsverfolgung nach den obigen Ausführun-

gen keine hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet. Der Antrag auf Beiordnung eines Rechts-

anwaltes (§ 73a SGG iVm § 121 ZPO) ist abzulehnen, weil die Klägerin keinen Anspruch auf 

PKH hat. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung der §§ 183, 193 SGG. 
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